




























































31

und Baumaßnahmen werden in der Abwägung verschiedenster Interessenlagen jedoch oft-
mals nur äußerst schwer ausgleichbare Schäden am Altbaumbestand hingenommen.

Großkronige Stadtbäume werfen nicht nur Schatten und bieten Raum und Schutz für viele 
Lebewesen, sondern tragen durch die Verdunstung über ihre Blattoberfläche wesentlich 
zur Kühlung der Umgebung bei. Für ihre Entwicklung benötigen junge Bäume Platz, der 
nicht durch den Verkehrsraum, von Einbauten oder von regelmäßigen Rückschnitten ein-
geschränkt sein sollte. Die durch das Wurzelsystem aufnehmbare Wassermenge muss dazu 
außerdem verfügbar im Boden gespeichert sein. Ein hoher Versiegelungsgrad, verdichtete 
Flächen und ungeeignete Bodenverhältnisse verhindern diese Speicherung jedoch oft.

Bei der Neuplanung der Stadtbahntrasse zur Messe Erfurt, die parallel neben einer bestehenden Straße errichtet 
wurde, konnte die Haltestelle Messe mit zwei Bahnsteigen Richtung Stadt ausgestattet werden, um die großen 
Fahrgastzahlen nach Veranstaltungen schneller zu bewältigen. Die Haltestelle wurde mit Großbäumen ausgestattet.

Im gesamten Planungsprozess muss die Grünplanung eingebracht werden, die auch Flä-
cheninanspruchnahme bedeutet. Der Baum darf nicht am Ende der Planung in den letzten 
verbleibenden Verkehrsraum „gepresst“ werden, sondern muss bereits zu Beginn seinen 
optimalen Platz mit entsprechenden Entwicklungsmöglichkeiten erhalten. Dieser Platz 
muss baulich so bemessen sein, dass folgende oder künftige Kanal- und Leitungsbestände 
den Wurzelraum nicht einschränken.

Eine wichtige Rolle spielt die Speicherung und Nutzung des Niederschlagswassers zur 
Versorgung der Bäume und Sträucher. Hierzu muss der unterirdische Raum sowohl in 
der Lage sein die erforderlichen Lasten abzutragen, als auch als Retentionsraum zu die-
nen, der Niederschlagsspitzen abfedert, das Kanalsystem entlastet und teure Bewässe-
rungssysteme überflüssig macht. Durch eine möglichst geringe Versiegelung, offenporige 



Oberflächen, oberflächennahe Entwässerungssysteme und geeignete Straßenabläufe ge-
langt Wasser in den Untergrund und wird dem Wurzelsystem über eine spezielle Verteil-
schicht zugeführt.

Tiefbeete, Muldenversickerung, ober- und unterirdische Speicher sowie qualitativ und 
quantitativ hochwertige Grünflächen dienen der Wasserrückhaltung, Abflussminderung, 
Verdunstung und Versickerung. Damit ergibt sich nicht nur die Möglichkeit, das Kanalsys-
tem nicht ausbauen zu müssen, sondern teilweise geringer zu dimensionieren und an ande-
rer Stelle auf aufwendige und flächenintensive Behandlungsanlagen verzichten zu können.

Vielerorts können derartige Maßnahmen ohne große Einschränkungen in bereits beste-
henden Verkehrsflächen für Fußgänger, Radfahrer oder des ruhenden Verkehrs umgesetzt 
werden. Hierdurch ist eine deutliche Reduzierung des Flächenverbrauchs im Gegensatz zur 
erforderlichen Neuanlage derartiger Rückhalteeinrichtungen an anderer Stelle möglich.

Im Merkblatt für versickerungsfähige Verkehrsflächen der FGSV finden sich Hinweise und 
Empfehlungen für den Einsatz und die Herstellung dieser Flächen in Beton-, Asphalt- und 
Pflasterbauweise. Darüberhinausgehend sollte jedoch gerade die Mehrfachnutzung von 
Flächen (z. B. versickerungsfähig und gleichzeitig darunter liegendes Rückhaltesystem oder 
Wasserversorgung für Bäume) in der Ausgleichsbilanzierung eine größere Rolle spielen und 
zusätzlichen Eingang in die Bewertung finden.

Fuß- und Radverkehr

In größeren Ballungszentren sind gegenüber kleineren Städten beim „Umnutzen“ von Ver-
kehrsflächen / Fahrstreifen unterschiedliche Aspekte zu beachten. Fußgänger- und Rad-
verkehre müssen sich mit dem ÖPNV, dem Liefer- und Individualverkehr den öffentlichen 
Raum teilen. Während noch vor einigen Jahren oftmals schmale Gehwege zu Lasten breiter 
Straßen angelegt wurden, setzt mit der Mobilitätswende ein Umdenken ein. Gerade in gro-
ßen Ballungszentren werden Fahrstreifen eingezogen, um dem Radverkehr sicheres Fahren 
zu ermöglichen und auch die Aufenthaltsqualität für Fußgänger zu erhöhen. Diese Ände-
rungen führen in Summe nicht zu einer größeren Flächeninanspruchnahme und sind da-
her zu begrüßen.

Ohne bauliche Erweiterung der Verkehrsfläche konnte ein sicherer Radfahrstreifen im Knotenpunkt angelegt werden.
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In mittelgroßen und kleineren Städten ist dies meist nicht so einfach möglich, da hier 
seltener mehrspurige Straßen existieren. Eine Neuaufteilung des Verkehrsraumes geht 
hier immer zu Lasten eines anderen Verkehrsträgers. Insofern stellt sich in diesen Städ-
ten häufig die Frage, ob es wirklich sinnvoll ist, die Verkehrsarten zu trennen. Die be-
stehenden Regelungen zu einzelnen Radverkehrsanlagen sind nicht mehr zeitgemäß und 
im Zuge der anstehenden Verkehrswende vorrangig überarbeitungsbedürftig. Schutz-
streifen und Radfahrstreifen, die gerade so den Mindestanforderungen entsprechen, 
suggerieren eine nicht gegebene Sicherheit und verleiten andererseits Autofahrer zum 
Überholen, ohne den erforderlichen Mindestabstand einzuhalten. In diesen Fällen wäre 
der Verzicht auf Radverkehrsanlagen und die gemeinsame Nutzung der Straße im Misch-
verkehr die bessere Lösung.

Die letzten Meter im Quartier, zur Arbeit, zum Einkaufen oder im Freizeitbereich werden 
immer zu Fuß oder mit dem Rad zurückgelegt. Fußgänger benötigen daher ausreichende 
Geh- und Aufenthaltsflächen. Gerade die Zunahme mobilitätseingeschränkter Personen 
in einer alternden Gesellschaft erfordert es, die aktuellen Regelmaße ständig zu über-
prüfen und eventuell zu erhöhen. Speziell in Bereichen, wo Einbauten wie Masten und 
Verkehrszeichen usw. regelmäßig den verfügbaren Raum einschränken, sollten keine 
Kompromisse eingegangen werden. Auch mit dem Rad müssen diese Wege problemlos 
zurückgelegt werden können und jedes Haus erreichbar sein.

Die stetige Zunahme von E-Bikes führt zu einer Erhöhung der mit dem Rad erreichbaren 
Durchschnittsgeschwindigkeiten und nähert sich damit den in der Diskussion befindli-
chen und für den KFZ-Verkehr gut verträglichen 30 km/h an. Dadurch könnte vor allem 
in Städten bzw. an Stellen mit einem beschränkten Verkehrsraumangebot einer Misch-
verkehrslösung der Vorrang gegeben werden. Da ausreichende Überholbreiten nur in sel-
tenen Fällen gegeben sind, würde sich automatisch eine Verstetigung des Verkehrsflusses 
bei niedriger Geschwindigkeit ergeben. Damit würden sich auch Diskussionen über grüne 
Wellen für Radfahrer oder KFZ erübrigen, da beide im gleichen Strom „mitschwimmen“. 
Beim Verzicht auf Radverkehrsanlagen, vor allem, wenn diese ohnehin nur die Mindest-
standards erfüllen, können diese Flächen durch eine Entsiegelung und klimagerechte Ge-
staltung als Versickerungs- oder Retentionsräume aufgewertet und damit einer multi-
funktionalen Nutzung zugeführt werden. 

Sonderformen von Mischverkehrsflächen sind Fahrradstraßen und Fahrradzonen, meist 
auf vorhandenen Straßenflächen, bei denen dem Radverkehr aber verkehrsrechtlich der 
Vorrang eingeräumt wird. Kraftfahrzeugverkehr ist möglich, muss sich jedoch unterord-
nen und darf Radfahrer nicht behindern oder gefährden. Auch diese Lösungen verhin-
dern, dass für verschiedene Nutzergruppen immer weitere Flächen beansprucht werden 
und stärken das Miteinander und die gegenseitige Rücksichtnahme im öffentlichen Ver-
kehrsraum.
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Parken

Ruhender Verkehr benötigt einen hohen Flächenanteil im Straßenraum. Hier gibt 
es im Bestand die größten Möglichkeiten, Flächen anderweitig zu nutzen und auch 
den Versiegelungsgrad maßgeblich zu senken.

Ohne eine deutliche Reduzierung des Stellplatzangebots als Baustein einer Gesamtkonzep-
tion wird die Verkehrswende in Deutschland scheitern, da die Nutzung des eigenen, in der 
Nähe geparkten, immer verfügbaren Autos der komfortabelste und einfachste Weg in die 
persönliche Mobilität ist.

Vielerorts gibt es bereits eine Bewirtschaftung des teilweise knappen Parkraums, an ande-
ren Stellen wird versucht, durch Regelungen zum Bewohnerparken quartierfremde Fahr-
zeuge zu verdrängen. In vielen Städten ist der größte Teil des zum Parken geeigneten Ver-
kehrsraumes allerdings noch kostenfrei. Versuche, diese Flächen dem Parken zu entziehen 
und z. B. für Fuß- und Radverkehr nutzbar zu machen oder zu bepflanzen, scheitern oft 
am Widerstand der Parkenden oder in Innenstädten auch der Gewerbetreibenden. Neuere 
Untersuchungen zeigen jedoch, dass die Revitalisierung der Innenstädte nicht vordergrün-
dig an der Anzahl der Parkflächen scheitert.

Insgesamt ist vermehrt festzustellen, dass die Kosten für Herstellung und Unterhaltung 
von öffentlichen Parkflächen zukünftig nicht in dem Maße wie bisher von der Allgemein-
heit getragen werden können. Alle Parkflächen sind in die Bewirtschaftung einzubeziehen 
oder deren Flächen der Allgemeinheit zurückzugeben.

Um den Flächenverbrauch zu reduzieren, sollte geprüft werden Parkierungsanlagen mehr-
stöckig zu konzipieren oder sie in die Grundflächen von Hochbauten zu integrieren. Eine 
ausreichende Anzahl an Kurzzeitparkplätzen ist vorrangig für Be- und Entladevorgänge, 
Liefer- und Pflegedienste vorzuhalten, nicht jedoch für länger andauerndes Parken. Eine 
Mehrfachnutzung von Parkflächen, z. B. an Einkaufszentren, Behördenstandorten oder 
Berufsschulzentren in den Nachtstunden durch Dritte ist bereits in den Planungsphasen 
vorzudenken und verbindlich festzuschreiben. Bei Bewirtschaftung dieser Flächen kön-
nen Erträge generiert werden, mit denen die Entsiegelung und Aufwertung der ehemali-
gen Parkflächen finanziert werden können.

Car-Sharing-Modelle mit einer entsprechenden Anzahl an reservierten Stellplätzen bei 
gleichzeitiger Reduzierung der Dauerparkplätze in einem Quartier können dazu beitragen, 
befestigte Flächen zur Entsiegelung und ökologischen Aufwertung verfügbar zu machen.

Durch Stellplatzverordnungen sowie kommunale Stellplatzsatzungen und Bebauungs-
pläne können Vorschriften zur Herstellung und auch Einschränkung von Stellplätzen 
erlassen werden. Zeitgemäße Regelungen dienen dazu, die Stellplatzkapazitäten einzu-
schränken und dem öffentlichen Raum seine ursprüngliche Aufenthaltsfunktion zurück-
zugeben.
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In Universitäts- und Hochschulstädten mit einem gut ausgebauten ÖPNV werden häufig 
durch die Studierenden kaum Wege mit einem eigenen Pkw zurückgelegt. Lediglich die 
An- und Abreise vom und zum Wohnort am Wochenende erfolgt mittels Fahrzeug. Gera-
de hier ergibt sich die Möglichkeit, durch Bündelung der Parkplätze in dezentraleren, aber 
gut erschlossenen und gesicherten Parkhäusern hochwertigere Flächen in Campus-Nähe 
zu entsiegeln und nutzbar zu machen.

Um- und Ausbaumaßnahmen für den schienengebundenen ÖPNV

Bei Um- und Ausbaumaßnahmen müssen wesentliche Verbesserungen gegenüber beste-
henden Trassen geschaffen werden. Oft sind nur straßenbündige Bahnkörper vorhanden, 
so dass zur Bevorrechtigung des ÖPNV über besondere Bahnkörper nachzudenken ist. Bei 
bereits vorhandenen besonderen Bahnkörpern reichen oft die Sicherheitsabstände zu an-
grenzenden Fahrbahnen nicht aus. Konflikte zwischen Straßenbahnen und dem übrigen 
Verkehr sind die Folge.

 Quelle: HAVAG
Die Anlagen für den ÖPNV erfordern zusätzliche Flächen. Vorher gab es keine Bahnsteige. 
Der Fahrgastwechsel erfolgte auf der Fahrbahn. Durch den Einbau der Bahnsteige wurden 
die Fahrbahnen und Nebenanlagen seitlich verdrängt. Der Ausgleich für notwendige 
Baumfällungen erfolgte hauptsächlich vor Ort.

Zur Schaffung der notwendigen Mindestabstände zwischen den Verkehrsarten, hier vor-
dergründig zwischen Straßenbahn und KFZ-Verkehr bzw. zwischen KFZ-Verkehr und Fuß-
gängern/ Radfahrern ist meist eine Verschiebung der Fahrbahnen nach außen erforderlich, 
was planerisch und auch in der baulichen Umsetzung meistens in schmaleren Gehwegen 



endet. Hier besteht die Herausforderung darin, im Zuge der Stärkung des Geh- und Rad-
verkehrs alle anderen Spielräume, wie Verkehrsraumeinschränkung bei verminderter Ge-
schwindigkeit oder den bereits erwähnten (temporären) Entfall von Stellplätzen, in der Ge-
samtbetrachtung abzuwägen und zukunftsweisende Entscheidungen zu treffen.

Vorher: Die straßenbündige Straßenbahntrasse besitzt nicht genügend Sicherheitsraum 
zum motorisierten Individualverkehr. Seitliche Berührungen sind nicht ausgeschlossen. Die 
Anlagen für Fuß- und Radverkehr sind unzureichend und nicht regelkonform. Zum Ausbau 
steht nur die Fläche zwischen den Gebäuden zur Verfügung.

Quelle: HAVAG 
Nachher: Um den Verkehrsarten des Umweltverbundes breitere Wege zu geben wurden die 
Breiten für den motorisierten Individualverkehr reduziert. Hier eine überbreite Fahrbahn, 
die das Nebeneinanderfahren und Überholen von PKWs ermöglicht.



37

Um unsere Städte lebenswert zu gestalten und um einen attraktiven funktionie-
renden Straßenraum zu erhalten, sollten die Flächen für den ÖPNV, die Geh- und 
Radwege sowie für Bepflanzung und Bäume bei allen Um- und Ausbaumaßnahmen 
im Fokus stehen.

Flächen für den KFZ-Verkehr und den ruhenden Verkehr sollten deutlich reduziert werden. 
Mit dieser Maßnahme wird die Lebensqualität an innerörtlichen Verkehrswegen deutlich 
verbessert.

Auch in beengten Straßen sind separate Bahnkörper für die Straßenbahn möglich. Die Einfahrt für Kraftfahrzeuge ist 
nur für Anlieger erlaubt.

Flächenkreislaufwirtschaft / Verkehrsversuche

Aufgrund mancherorts abnehmender Verkehrsbelastungen können mehrstreifige 
Straßen, oft auch als Richtungsfahrbahnen mit Mittelstreifentrennung angelegt, 
teilweise zurückgebaut oder die Flächen einer anderen Nutzung zugeführt werden.

Nicht mehr benötigte Fahrstreifen können zu Radfahrstreifen oder Radwegen umgebaut 
werden. Eine Umnutzung der Flächen in Lieferzonen oder Stellplätze ist ebenfalls denkbar. 
In funktional ausgerichteten Straßenräumen ist eine Verwendung für Begrünung zu be-
vorzugen.
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Ein ehemals vierstreifiger Wohngebietszubringer wird auf zwei Fahrstreifen zurückgebaut. 
Die jeweils äußeren Fahrstreifen werden umgenutzt.

Die Umgestaltung von mehrstreifigen Straßenzügen ist nach jahrzehntelangem Bestand 
einer Verkehrsanlage für die Öffentlichkeit und die Anwohner zum einen von Nutzen, zum 
anderen manchmal schwer vorstellbar. Oft stehen mehrere Möglichkeiten für eine Flächen-
umnutzung zur Auswahl und eine Entscheidung für die beste Lösung fällt schwer. Zur bes-
seren Beurteilung möglicher Lösungen bieten sich Verkehrsversuche an, bei denen durch 
Baustellenmarkierungen und Absperrungen bestimmte Verkehrssituationen „simuliert“ 
werden können. Diese laufen dann meist über einen gewissen Zeitraum und man kann alle 
Möglichkeiten testen. Der Versuchsaufbau ist in kurzer Zeit rückbaubar.

Durch begleitende Untersuchungen können die Auswirkungen auf die Verkehrsqualität, die 
Verkehrssicherheit und mögliche Verlagerungen des Verkehrs ermittelt werden. Mit den 
Verkehrsversuchen werden Erfahrungen gesammelt, die letztlich für den Umbau genutzt 
werden können.

Neben den Verkehrsversuchen nimmt die 3D-Visualisierung einen hohen Stellen-
wert ein. Sie hilft in der öffentlichen Beteiligung den politischen Gremien, den Trä-
gern öffentlicher Belange, den Anliegern und den Nutzern eine realitätsnahe Vor-
stellung von der Verkehrsanlage nach deren Fertigstellung zu erlangen.
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Der Bedarf an Flächen für Kompensationsmaßnahmen gewinnt (nicht nur) für Ver-
kehrsprojekte immer mehr an Bedeutung. Es ist eine stärkere Konkurrenz der Flä-
chennutzung entstanden.

Die Konkurrenz der Flächennutzung ist in der Landwirtschaft, aber auch zunehmend bei 
Flächen zur Erzeugung erneuerbarer Energien sowie bei Siedlungs- und Verkehrsflächen 
spürbar. Dies ist Anlass genug, den Bedarf an und die Verfügbarkeit von Kompensations-
flächen bei der Straßenplanung und -verwaltung näher zu betrachten. Die nachfolgenden 
Ausführungen sollen einen kleinen Einblick in das Spannungsfeld der Kompensation im 
Hinblick auf die Kompensationsflächenverfügbarkeit geben, zu einer Sensibilisierung im 
Planungsprozess beitragen und Lösungen aufzeigen. 

Grundsätzlich sind im Zuge der Kompensationsverpflichtungen Bereiche zu nutzen, die für 
Land- und Forstwirtschaft weniger interessant sind. Gemäß § 15 (3) Bundesnaturschutz-
gesetztes BNatschG ist bei der Inanspruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf agrarstrukturelle Belange 
Rücksicht zu nehmen. Bevor Flächen von Dritten beplant werden, sollten Flächen des Bau-
lastträgers in die Planung mit einbezogen werden. Hier kommen neben den ggf. zur Verfü-
gung stehenden landwirtschaftlichen Flächen auch Rückbaumaßnahmen z. B. im Zuge von 
abgestuften Straßen in Betracht.

Kompensationsflächen sollten multifunktional in Bezug auf die betroffenen Naturraum-
funktionen wie Flora/Fauna, Boden, Klima etc. wirken und eine entsprechende Wertigkeit 
anerkannt bekommen, was zur Flächensparsamkeit beiträgt. Gleichzeitig kann eine Kon-
zentration von mehreren Maßnahmen in einem bestimmten Gebiet zu einer Vereinfachung 
der Kontrolle und Bewirtschaftung führen und damit zu einer größeren Akzeptanz bei den 
Landwirten. Dies bedeutet wiederum eine höhere Artenvielfalt. Oftmals muss leider festge-
stellt werden, dass kleinere verstreute Kompensationsflächen durch angrenzende Bewirt-
schafter beeinträchtigt werden (z. B. durch Überackerung, indem die Flächen mit gespritzt 
werden oder Sukzessionsflächen illegal ohne Genehmigung gemäht werden). 

Eine Möglichkeit zur Minimierung der Flächenbedarfe bei Kompensationsmaßnah-
men ist das Ausschöpfen sämtlicher nach Kompensationsverordnungen möglicher 
Zusatzbewertungen unter Berücksichtigung der Länderregelungen.

Zu den Möglichkeiten der Minimierung der Flächenbedarfe zählen z. B. die Anlage von 
Kompensationsmaßnahmen in bereits für den Naturschutz vorgesehenen Bereichen. Dies 
sind unter anderem FFH-Gebiete. Durch die Anlage von Maßnahmen kann ein Bonus bei 
der Berechnung der Aufwertung erlangt werden, welcher zu einer Minimierung der benö-
tigten Quadratmeter führt.
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Beispiel
Die Aufwertung einer Fläche wird außerhalb eines solchen Gebietes mit 10 Biotopwertpunk-
ten berechnet, entsprechend werden für 120 Biotopwertpunkte 12 Quadratmeter benötigt. 
Innerhalb des FFH-Gebietes erfolgt noch ein Plus von 2 Punkten pro Quadratmeter. Somit 
beträgt die Aufwertung pro Quadratmeter 12 Biotopwertpunkte. Und es werden lediglich 
noch 10 Quadratmeter für die Erlangung der 120 Biotopwertpunkte benötigt.

Oftmals verfügen die Vorhabenträger über eigene Flächen, die für Kompensationsmaßnah-
men geeignet sind. Zusätzlich besteht die Möglichkeit Flächen anzukaufen (z. B. aufgege-
bene landwirtschaftliche Betriebe), die anschließend als eigene Ökokonten genutzt werden 
können.

Durch die Entsiegelung von nicht mehr benötigten Straßenabschnitten sowie von 
anderen öffentlich genutzten Flächen oder ehemaligen Militärgeländen kann eine 
Aufwertung der Biotope und somit die Bereitstellung von potenziell wieder anders 
nutzbaren Flächen erwirkt werden. 

Die Aufwertung von Gewässern und angrenzenden Flächen in der Zusammenarbeit mit den 
Wasserverbänden und Gemeinden stellt eine weitere Möglichkeit der Kompensation von 
Eingriffen dar. Hier kann die Anlage unter Berücksichtigung der Wasserrahmenrichtlinie 
erfolgen.

Des Weiteren können Extensivierungsmaßnahmen in bereits mit Schutzauflagen belegten 
Gebieten, wie z. B. Wasserschutz-, Naturschutz-, FFH- und Vogelschutzgebieten und in 
Überschwemmungsgebieten, durchgeführt werden. So kommt es zu einer Bündelung der 
Auflagen in bestimmten Bereichen.

Eine weitere Option zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von 
landwirtschaftlich genutzten Flächen für die Kompensation ist, die Integration von 
Kompensationsmaßnahmen auf diesen unter Berücksichtigung von Bewirtschaf-
tungsabläufen.

Die zusätzliche Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen erfolgt z. B. in 
Form von produktionsintegrierten Kompensationsmaßnahmen (PIK). Hierzu zählt z. B. die 
Anlage von Feldlerchenfenstern oder die Anlage von Blühstreifen. Diese relativ kleinen Flä-
chen können, gerade für Offenlandarten wie z. B. Rebhuhn oder Feldlerche einen sehr posi-
tiven Einfluss haben. Ackerblühstreifen bieten Versteck- und Nahrungsmöglichkeiten und 
in den Lerchenfenstern erfolgt die Anlage von Nestern. Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Umsetzung dieser Maßnahmen ist allerdings die Kooperation der Landwirte. Darüber hin-
aus bieten PIK-Maßnahmen für Landwirte die Möglichkeit, diese in ihre Feldfruchtabfolge 
zu integrieren und rotierend auf den Flächen unter Berücksichtigung von z. B. Flächenzu-
schnitten und Bewirtschaftungsrichtungen anlegen zu können. 
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Die Anlage von Kompensationsmaßnahmen in bereits für Naturschutz vorgesehenen Ge-
bieten führt indirekt zu einem geringeren Bedarf an zusätzlichen Kompensationsflächen, 
da diese Bereiche bereits mit Auflagen versehen sind. Die Verschärfung der Auflagen durch 
eine Kompensationsmaßnahme belastet zwar die bereits betroffene Fläche, führt aber 
dazu, dass außerhalb dieses Bereiches keine weitere Fläche, welche bisher ohne Auflagen 
bewirtschaftet werden konnte, zusätzlich in Anspruch genommen wird.

Für eine weitere Reduktion von Inanspruchnahmen von Flächen als Kompensationsflä-
chen kann die Prüfung bereits bestehender Kompensationsmaßnahmen dienen. Oftmals 
wurde das Aufwertungspotenzial von Flächen nicht optimal genutzt. Beispielsweise wurde 
auf einigen Flächen lediglich Grünland angelegt, um die benötigte Anzahl an Biotopwert-
punkten zu erreichen. Dabei wurde nicht berücksichtigt, welche Zusatzaufwertungen noch 
hätten erfolgen können. Hier hätte zusätzlich die Pflanzung von Obstbäumen oder die An-
lage einer Hecke in Randbereichen (auch zum Schutz des Grünlandes vor den Nachbarbe-
wirtschaftungen) angelegt werden können. 

Grenzertragsstandorte sind teilweise bereits naturschutzfachlich interessante Flächen, 
welche mit ein wenig Planung und Unterstützung zu hochwertigen Kompensationsmaß-
nahmen entwickelt werden können. Dies führt dazu, dass die Landwirte auf ihren hoch-
produktiven Flächen weiterhin normal wirtschaften können und auf den Flächen, auf wel-
chen kaum eine rentable Bewirtschaftung möglich war, Naturschutz betrieben wird. Somit 
werden nicht zusätzliche Flächen genutzt, welche nur schwer oder mit größerem Aufwand 
aufgewertet werden könnten. Dies ist beispielsweise bei hochgedüngten Ackerflächen der 
Fall. Soll aus einem solchen Acker ein extensives Grünland generiert werden, erfordert dies 
viel Zeit und Einsatz, da die Fläche erst ausgehagert werden muss. 

Ebenfalls lässt sich durch die Errichtung von Wiedervernetzungsmaßnahmen an geeigne-
ten Standorten im bestehenden Straßennetz, mittels Anrechnung entsprechender Biotop-
wertpunkte flächensparsam kompensieren. Dies können beispielsweise Amphibienschutz-
anlagen sowie Fauna- oder Grünbrücken sein.

Es besteht auch die Alternative einer Ausgleichsabgabe (Ersatzgeld), wenn im Zuge 
des Genehmigungsprozesses der Straßenbaumaßnahme keine geeigneten Maß-
nahmen im Naturraum umgesetzt werden können.

Eine gute Möglichkeit den Flächenbedarf für Kompensationsmaßnahmen in be-
bauten Bereichen weiter zu verringern ist, die Begrünung von Häuserfassaden und 
Dächern zur Generierung von Biotoppunkten.

Es zeigt sich bereits heute, dass Städte teils bessere Lebensräume für Insekten, wie z. B. 
Bienen sind, als landwirtschaftliche Flächen. In den Städten werden keine Pestizide einge-
setzt, wodurch die Insekten nicht getötet werden. Auf Balkonen und in Hausgärten werden 








